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Nr. 241 der Beilagen zum stenographischen Protokoll des Salzburger Landtages 
(3. Session der 17. Gesetzgebungsperiode) 

Bericht 

des Verfassungs- und Verwaltungsausschusses zur Vorlage der Landesregierung (Nr. 152 der 
Beilagen) betreffend ein Gesetz, mit dem das Salzburger Landes-Beamtengesetz 1987, das 
Landes-Vertragsbedienstetengesetz 2000, das Landesbediensteten-Gehaltsgesetz, das Salz-
burger Gemeindebeamtengesetz 1968, das Gemeinde-Vertragsbedienstetengesetz 2001, das 

Magistrats-Bedienstetengesetz und das Bediensteten-Schutzgesetz geändert werden 

Der Verfassungs- und Verwaltungsausschuss hat sich in der Sitzung vom 18. Dezember 2024 
mit der Vorlage befasst.  

Abg. Schernthaner MIM berichtet, dass die Regierungsvorlage die Umsetzung der EU-Richtlinie 
zur Sicherstellung angemessener Mindestlöhne zum Ziel habe. Außerdem würden, wie auf 
Bundesebene, Regelungen zum Schutz der Bediensteten vor Benachteiligungen im Rahmen 
der Durchsetzung ihrer Gehaltsansprüche eingeführt.  

Die Ausschussmitglieder kommen überein, in der Spezialdebatte die Artikel der Regierungs-
vorlage geblockt abzustimmen. Zu den Artikeln I bis VII meldet sich niemand zu Wort und 
werden diese einstimmig angenommen. 

Die Vorlage der Landesregierung betreffend ein Gesetz, mit dem das Salzburger Landes-Be-
amtengesetz 1987, das Landes-Vertragsbedienstetengesetz 2000, das Landesbediensteten-
Gehaltsgesetz, das Salzburger Gemeindebeamtengesetz 1968, das Gemeinde-Vertragsbe-
dienstetengesetz 2001, das Magistrats-Bedienstetengesetz und das Bediensteten-Schutzgesetz 
geändert werden, wird einstimmig angenommen. 

Der Verfassungs- und Verwaltungsausschuss stellt einstimmig den  

Antrag,  

der Salzburger Landtag wolle beschließen: 

Das in der Nr. 152 der Beilagen enthaltene Gesetz wird zum Beschluss erhoben.  

Salzburg, am 18. Dezember 2024 
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Der Vorsitzende-Stellvertreter:  Der Berichterstatter: 

Dr. Hochwimmer eh.  Schernthaner MIM eh. 

Beschluss des Salzburger Landtages vom 18. Dezember 2024: 
Der Antrag wurde einstimmig zum Beschluss erhoben. 
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